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Zusammenfassung
Der Text analysiert die grundlegenden Herausforderungen, vor denen das polnische Rentensystem angesichts 
der alternden Gesellschaft und der Renten-Beitragszusage (defined conribution; die vollständige Abhängigkeit 
der Rentenhöhe von den individuellen Beitragszahlungen) steht. Dargestellt wird, wie seit 2007 die Regie-
rungen auf die größten Probleme reagieren. Dazu gehören das niedrige Renteneintrittsalter (Frauen 60, Män-
ner 65 Jahre) und die große Anzahl sozialversicherungsfreier Beschäftigungsverträge auf dem Arbeitsmarkt.

Das Rentensystem in Polen
Wie andere Länder der Region und der gesamte globale 
Norden beginnt Polen, sich mit dem fortschreitenden 
Prozess der alternden Gesellschaft auseinanderzusetzen. 
Der Anteil der Menschen im Rentenalter steigt, während 
der Anteil derer, die arbeiten können, infolge der niedri-
gen Geburtenrate zurückgeht. Diese Situation erfordert 
eine verantwortungsvolle, langfristige Arbeitsmarkt-, 
Sozialversicherungs- und Migrationspolitik. Es scheint 
allerdings, dass die Regierungen eher die kurzfristige 
Perspektive der Wahlperiode fokussieren als längere 
Zeiträume über Generationen hinweg. Im Folgenden 
werden die Herausforderungen in den Blick genom-
men, die sich dem allgemeinen Rentensystem in Polen 
stellen, das von der Sozialversicherungsanstalt (Zakład 
Ubezpieczenia Społecznego – ZUS) getragen wird und 
knapp 17 Millionen Versicherte zählt. Daneben gibt es 
das Sozialversicherungssystem der Bauern und das Ver-
sorgungssystem für die Beschäftigten der »uniformier-
ten Dienste« (Armee, Polizei, Feuerwehr), welche zwar 
deutlich kleiner, aber ebenfalls reformbedürftig sind.

Um das polnische Rentensystem zu verstehen, muss 
man in das Jahr 1999 zurückgehen. Damals wurde die 
bisher größte Reform durchgeführt, deren Folgen heute 
sichtbar zu werden beginnen. Das Ziel der Reform war 
es, eine Antwort auf die sich abzeichnenden demogra-
phischen Probleme zu geben, die die Gesetzgeber damals 
erkannt hatten. Der wichtigste Ansatz war, vom Sys-
tem der »Leistungszusage« (defined benefit) zum System 
der »Beitragszusage« (defined contribution) überzuge-
hen. Ersteres bedeutet, dass dem Arbeitnehmer eine der 
Höhe nach festgelegte Rentenleistung garantiert wird. 
Im System der »Beitragszusage« bestimmen die einge-
zahlten Beiträge die Höhe der späteren Rentenzahlun-
gen. Hier wird das Risiko vom Versicherungsträger auf 
den Versicherten übertragen. Das frühere System der 
»Leistungszusage« war dagegen eine Minimalgarantie. 
Es war deutlich vorteilhafter für den Versicherten. Wenn 

er das Renteneintrittsalter erreicht hatte, erhielt er eine 
Rentenleistung, die sich aus den Beiträgen der ausge-
wählten vorteilhaftesten Arbeitsjahre zuzüglich einem 
Basisanteil (24 Prozent des Durchschnittseinkommens 
im Vorjahr des Renteneintritts) zusammensetzte. Bei 
denjenigen allerdings, die nach dem 31.12.1998 in den 
Arbeitsmarkt eintraten, greift eine vollkommen andere 
Berechnungsmethode. Das angehäufte und valorisierte 
Kapital der gezahlten Beiträge wird addiert und durch 
die Anzahl der Monate der zukünftigen Lebenserwar-
tung dividiert. Die Tabellen für jeden Geburtsjahrgang 
und Monat (gemittelt für beide Geschlechter) erstellt das 
Statistische Hauptamt (Główny Urząd Statystyczny – 
GUS). Im Jahr 2024 beispielsweise wurde das Kapital 
einer Person, die mit 60 Jahren in Rente geht, durch 
264,2 Monate geteilt; trat man mit 65 Jahren in die 
Rente ein und hatte also fünf Beitragsjahre mehr und 
ein höheres Kapital, wurde es durch weniger, und zwar 
218,9 Monate dividiert. Prognosen zeigen, dass die Ver-
sicherungsanstalt ZUS zahlungsfähig bleibt, sich also 
angehend selbst finanzieren wird, trotz einer größeren 
Anzahl von Menschen im Rentenalter, die jedoch gerin-
gere Rentenzahlungen in Kauf nehmen müssen. Im 
Ergebnis wird Polen Daten der Europäischen Kommis-
sion zufolge die Ausgaben für die Rente in den kom-
menden Jahren nicht wesentlich erhöhen (siehe Tabelle 1, 
Rubrik »Statistik«). Der einzige Anstieg bei den Ausga-
ben betrifft die Grundrente. Diese Leistung steht allen 
Menschen zu, die 20 Jahre (Frauen) bzw. 25 Jahre (Män-
ner) Rentenbeiträge gezahlt haben, aber dabei nicht so 
viel Kapital angehäuft haben, dass es für die Auszah-
lung der Grundrente reichen würde. Hier zahlt der Staat 
die Differenz. Im Laufe der Zeit wird die Rentenzah-
lung im Verhältnis zum letzten Gehalt drastisch sin-
ken, d. h. der Wert der Rente in Relation zum letzten 
Gehalt (siehe Tabelle 1, Rubrik »Statistik«). Dies ergibt 
sich aus dem Modell der »Beitragszusage«, das in einem 
Land angewendet wird, in dem die Arbeitsmarktpoli-



3Polen-Analysen Nr. 343, 18.03.2025

tik immer noch relativ unreguliert ist: Viele Menschen 
arbeiten auf der Grundlage von Verträgen, die geringe 
oder gar keine Rentenbeiträge vorsehen; insbesondere 
Anfang des 21. Jahrhunderts kam es häufig zu Unter-
brechungen des Arbeitslebens aufgrund von Arbeitslo-
sigkeit; viele Personen, v. a. Frauen, scheiden aus dem 
Arbeitsmarkt aus, weil sie sich um Kinder oder ältere 
Menschen kümmern; hinzu kommt, dass das Renten-
eintrittsalter relativ niedrig ist, insbesondere für Frauen. 
Mit diesen Problemen kämpfen die aufeinander folgen-
den Regierungen, eine deutliche Verbesserung und ein 
Kurswechsel sind jedoch nicht zu erkennen.

Die erste PO-PSL-Regierung (2007–2015)
Um die Herausforderungen des Rentensystems im Jahr 
2025 zu verstehen, müssen die wegweisenden Entschei-
dungen einbezogen werden. Die erste Regierung von 
Ministerpräsident Donald Tusk, eine Koalition aus Bür-
gerplattform (Platforma Obywatelska – PO) und Polni-
scher Volkspartei (Polskie Stronnictwo Ludowe – PSL), 
hat viele mutige Reformen durchgeführt, die langfris-
tig gesehen die Höhe der Rentenzahlungen steigen las-
sen konnten. Zu den wichtigsten gehörte die Anhebung 
des Renteneintrittsalters. Bis zum Jahr 2040 sollte es 
in einem langfristigen Prozess auf 67 Jahre für sowohl 
Frauen als auch Männer angehoben werden, indem 
die Altersgrenze um jeweils einen Monat pro Quar-
tal stieg. Demnach waren die ersten Frauen, die mit 
67 Jahren in Rente gehen sollten, zum Zeitpunkt der 
Rentenreform 39 Jahre alt. Die Reform stieß jedoch 
auf großen gesellschaftlichen Widerstand und Proteste 
der Gewerkschaften – und die Regierung von Donald 
Tusk ist praktisch nicht in einen Dialog mit der Gesell-
schaft eingetreten. Die Reform wurde auch nicht von 
weiteren wichtigen Aspekten begleitet – es wurden keine 
Maßnahmen eingeführt, welche die Anstellung älterer 
Arbeitnehmer erleichtert hätten, es wurden keine Pro-
gramme zur Gesundheitsprophylaxe entwickelt ebenso 
wenig wie Fortbildungsprogramme für Arbeitnehmer. 
Die fehlende Bereitschaft, einen Dialog zu führen und 
die Rentenreform mit Reformen in anderen Bereichen 
zu unterstützen, haben die Oppositionsparteien ausge-
nutzt. Der damalige Präsidentschaftskandidat aus dem 
Umfeld von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawied-
liwość – PiS), Andrzej Duda, gab als Wahlversprechen, 
das Renteneintrittsalter zu senken, was offenkundig ein 
attraktives Versprechen war.

Die PiS-Regierung (2015–2024)
Aus wirtschaftlich-gesellschaftlicher Perspektive, d. h. 
mit Blick auf die Rentenhöhe künftiger Rentner, war 
der größte Fehler der PiS, die Reformen der Regierung 
Tusk zurückzunehmen und das Renteneintrittsalter wie-
der zu senken. Aktuell beträgt es 60 Jahre für Frauen 

und 65 Jahre für Männer. Polen ist damit das Land mit 
dem niedrigsten Renteneintrittsalter für Frauen in der 
Europäischen Union. Wie bereits erläutert, verringert 
ein niedriges Renteneintrittsalter im System der Bei-
tragszusage die Rentenzahlung. Zurzeit gibt es immer 
noch viele Rentner aus dem sogenannten alten System 
(die vor 1999 erwerbstätig waren), d. h. die Folgen der 
Rückkehr zum niedrigeren Renteneintrittsalter waren 
nicht sogleich in großem Ausmaß spürbar. Allerdings 
werden die Probleme im Laufe der Zeit zunehmen. Zum 
einen haben Frauen, die ohnehin niedrigere Einkom-
men und mehr Unterbrechungen im Berufsleben auf-
weisen, zusätzlich fünf Jahre weniger Zeit, Kapital anzu-
häufen, das wiederum auf einige Dutzend Monate mehr 
verteilt wird. Diese Differenz wird dazu führen, dass 
sich die Altersarmut von Rentnerinnen vergrößert. Zum 
anderen können sich auch die Männer diskriminiert 
fühlen. Sie leben kürzer, müssen aber fünf Jahre län-
ger arbeiten als Frauen. Es ist ganz offensichtlich, dass 
Frauen deutlich mehr Sorgearbeit und unentgeltliche 
Hausarbeit ausüben, aber anstatt ein partnerschaftli-
ches Modell anzustreben, senkte die damalige Regie-
rung das Renteneintrittsalter (und somit die Renten-
zahlungen) und sprach dabei von der »Aktivierung der 
Fürsorge der Großmütter«, wie es die damalige Minis-
terin für Sozialpolitik, Elżbieta Rafalska, formulierte. 
Die Idee der Regierung war also, dass die Frauen im 
Alter von 60 Jahren in Rente gehen können sollten, um 
sich um die Enkelkinder zu kümmern (von denen es im 
Übrigen immer weniger gibt).

Im Laufe der Regierungszeit der PiS waren die Pro-
bleme der Reform von 1999 allerdings schon deutlich 
zu erkennen, denn im Rentensystem begannen zuneh-
mend Personen eine Rolle zu spielen, die den größten Teil 
ihrer Berufstätigkeit nach 1998 ausgeübt hatten. Ihre 
Rentenzahlungen sind deutlich niedriger – wohinge-
gen es in der Personengruppe, die ihre Rente nach dem 
alten System bezieht, schlechterdings keine sehr niedri-
gen Rentenbeträge gibt (siehe Grafik 1, Rubrik »Statis-
tik«). Ein zweites Problem, das von Jahr zu Jahr immer 
größer wird, ist die steigende Anzahl von Personen, die 
nicht einmal das Recht auf die Grundrente haben. Wie 
bereits dargestellt, sind dies Menschen, die ein zu gerin-
ges Kapital angehäuft haben, so dass sie sich keine Ren-
tenleistung erarbeitet haben. Sie haben auch nicht die 
erforderlichen Beitragsjahre erreicht (20 Jahre bei Frauen, 
25 Jahre bei Männern), die zur Folge hätten, dass der 
Staat ihnen eine Zufinanzierung zur Rente gibt. Es geht 
hier um Menschen, die jahrelang beitragsfreie Verträge 
hatten, deren Erwerbsleben unterbrochen war oder die 
von Arbeitslosigkeit betroffen waren (besonders verbrei-
tet vor dem Beitritt Polens zur Europäischen Union). 
Weiter sind diejenigen betroffen, die nicht gearbeitet 
haben, weil sie beispielsweise ihr Leben lang Hausfrau 
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waren. Nicht alle von ihnen sind arm; ein Teil lebt in 
Familien, zum Beispiel mit einem Partner, der immer 
für die finanziellen Angelegenheiten zuständig war, oder 
sie leben von Ersparnissen. Jedoch ist das Armutsrisiko 
in dieser Gruppe sehr hoch und die Anzahl der betrof-
fenen Personen und der Faktor Zeit wachsen fast expo-
nentiell (siehe Grafik 2, Rubrik »Statistik«).

Die Antwort der PiS auf die Probleme im Zusam-
menhang mit den niedrigen Renten war, zunächst eine 
dreizehnte und später auch eine vierzehnte Rentenzah-
lung einzuführen. Das sind Zahlungen ungefähr in 
Höhe der Grundrente, die jedem Rentner zuerkannt 
werden. Bei der vierzehnten Monatsrente wurde ein 
Einkommenskriterium eingeführt, das die volle Aus-
zahlung auf die weniger vermögenden Rentenbezieher 
beschränkt. Die komplette Summe erhielten Personen 
mit einer Rente bis zu 2.900 Zloty brutto (ca. 690 Euro); 
bei Renten ab 2.900 Zloty wurde die Auszahlung auf 
4.630 Zloty (ca. 1.105 Euro) gedeckelt und bei Monats-
renten, die mehr als 4.630 Zloty betragen, gab es keine 
vierzehnte Rentenzahlung. Es ist allerdings festzuhal-
ten, dass diese vom Sozialversicherungssystem losgelöste 
Maßnahme nach eigenem Ermessen der Regierungspar-
tei – häufig vor Wahlen – eingesetzt wurde. Es scheint 
sich also nicht um eine systemische Antwort auf Pro-
bleme des Rentensystems und der wachsenden Alters-
armut zu handeln.

Positiv zu bewerten sind allerdings die unter der 
PiS-Regierung eingeführten Arbeitnehmer-Rentenpro-
gramme (Pracownicze Programy Emerytalne – PPE). 
Dies ist eine zusätzliche Säule im Rentenversicherungs-
system, die von den Arbeitgebern organisiert wird. In 
Polen gab es sie bereits seit 2004, sie waren jedoch nicht 
sehr beliebt und nur knapp drei Prozent der Arbeitneh-
mer nahmen sie in Anspruch. Die PiS-Regierung nutzte 
dann ein Instrument der behavioristischen Ökonomie 
und führte u. a. das sogenannte automatic enrolement 
ein: Jeder Arbeitnehmer gehört automatisch zu einem 
Programm. Wenn er es nicht in Anspruch nehmen will, 
muss er eine entsprechende Erklärung unterschreiben 
und abgeben. Die Mittel werden am Kapitalmarkt inves-
tiert und zwar in der Art, dass das Investitionsrisiko für 
Personen, die auf den Renteneintritt zugehen, minimiert 
wird. Die PPE erfreuten sich nicht so großer Beliebtheit, 
wie die Regierung angenommen hatte – u. a. weil es an 
Vertrauen in die Regierung und Institutionen fehlte –, 
inzwischen gehören ihnen jedoch 30 Prozent der Arbeit-
nehmer an, Tendenz steigend. Das ermöglicht Millionen 
Menschen, zusammen mit dem Arbeitgeber zusätzliche 
Mittel für die Altersversorgung zurückzulegen, welche 
die wahrscheinlich niedrigen Auszahlungen der Sozi-
alversicherungsanstalt ergänzen. Der Nachteil der PPE 
ist allerdings, dass die Beiträge nicht bis zum Lebens-
ende gezahlt werden, sondern nur solange, bis das Kapi-

tal ausgeschöpft ist (ca. zehn Jahre). Wenn also die per-
sönlichen Ausgaben später im höheren Alter steigen, 
können die monatlich zur Verfügung stehenden Mittel 
deutlich weniger sein.

Die Zeit der PiS-Regierung war auch eine Zeit, in 
der insbesondere ab 2017 immer mehr Migranten nach 
Polen kamen, v. a. aus der Ukraine. Polen wandelte sich 
allmählich vom Auswanderungsland zu einem Land, 
das immer mehr Menschen aus dem Ausland aufnimmt. 
Dies verbesserte deutlich sowohl die Lage der Sozialver-
sicherungsanstalt, da mehr Personen Beiträge einzah-
len, als auch die Situation auf dem Arbeitsmarkt (siehe 
Grafik 3, Rubrik »Statistik«). Zurzeit stellen Migran-
ten mehr als sieben Prozent aller bei der Sozialversiche-
rungsanstalt Versicherten. Am Anfang der Regierungs-
zeit der PiS waren es knapp ein Prozent.

Die zweite Regierung von Ministerpräsident 
Donald Tusk ab 2024
Nach dem Wahlerfolg der demokratischen Opposition 
im Oktober 2024, die eine Regierung aus Bürgerkoali-
tion (Koalicja Obywatelska – KO), Dritter Weg (Trze-
cia Droga) und die Linke (Lewica) gebildet hat, wur-
den viele Veränderungen im Sozialversicherungssystem 
angekündigt. Allerdings sprach kein Politiker laut über 
das Thema einer neuen Anhebung des Renteneintritts-
alters. Vielmehr melden sich in der Diskussion über die 
Angleichung des Rentenalters von Frauen und Männern 
Regierungsmitglieder zu Wort, die von einer Anpas-
sung »nach unten« sprechen, d. h. von einer Senkung 
des Renteneintrittsalter der Männer – allerdings sind 
das wohl eher medienwirksame Aussagen als realisti-
sche Vorschläge für Gesetzesänderungen. Dies lässt sich 
mit Sicherheit auf Umfragen zurückführen, die zeigen, 
dass die Menschen gegen eine Anhebung des Renten-
eintrittsalters sind. Ein weiterer Grund wird die in der 
Vergangenheit gemachte Erfahrung sein, als die Anhe-
bung als eine der Ursachen für die Wahlniederlage der 
liberalen Koalition im Jahr 2015 identifiziert wurde. Es 
geht hier also darum, dass mutige Politiker fehlen, die 
bereit wären, eine für die Höhe zukünftiger Renten-
zahlungen wesentliche – wenn auch unpopuläre – Ent-
scheidung zu treffen.

Es ist sehr schwierig, die aktuelle Regierungskoali-
tion zusammenzuhalten, denn sie besteht aus Liberalen, 
Konservativen (mit extrem wirtschaftsliberalen Einstel-
lungen) und Linken. Die von ihnen eingeführten Ände-
rungen versuchen eher, die auftretenden Löcher im Sys-
tem zu stopfen, als dass über eine systemische Reform 
sowohl der Rente als auch des Arbeitsmarktes nachge-
dacht würde. Vermutlich handelt es sich hier um ein 
Problem, mit dem auch andere Länder zunehmend kon-
frontiert sind – die »Umfragedemokratie«. Die Polen 
sprechen sich in Umfragen gegen die Anhebung des 
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Renteneintrittsalters aus, gleichzeitig wächst die Ableh-
nung gegenüber Migranten und nimmt das Vertrauen 
in die Institutionen ab – und in diesem Geiste werden 
Änderungen eingeführt oder auch nicht.

Das Flaggschiff und eines der wichtigsten Vorhaben 
in der Senioren- und Rentenpolitik der aktuellen Regie-
rungskoalition ist die Einführung einer neuen Rentenart, 
der sogenannten Witwenrente, die ab Juli 2025 ausge-
zahlt werden soll. Seit den 1950er Jahren gibt es bereits 
die Familienrente (und auch vor dem Zweiten Welt-
krieg wurde eine Rente ausgezahlt, wenn der Ernährer 
der Familie verstorben war). Die Familienrente lässt eine 
Wahlmöglichkeit zu: Entweder wird die eigene Rente 
oder es werden 85 Prozent der Rentenzahlungen des/der 
Verstorbenen in Anspruch genommen (bzw. 90–95 Pro-
zent, wenn noch Kinder in der Ausbildung unterhalten 
werden). Die Witwenrente erweitert dagegen die Ren-
tenzahlung und garantiert eine Kombinationsmöglich-
keit: 100 Prozent der eigenen Rente und 15 Prozent der 
Rente des/der Verstorbenen oder 15 Prozent der eige-
nen Rente und 100 Prozent des/der Verstorbenen. In 
den kommenden Jahren soll die Summe auf 150 Pro-
zent erhöht werden. Die Statistiken zeigen, dass in der 
Regel die Frauen die Witwenrente nutzen werden, da 
Männer statistisch gesehen kürzer leben, und dass sie 
häufiger 100 Prozent der Rente des verstorbenen Ehe-
manns in Anspruch nehmen werden, da ihre eigene 
Rente niedriger ausfällt. Im Jahr 2024 war die Durch-
schnittsrente einer Rentnerin um ca. ein Drittel nied-
riger als die der Männer (die Rentenlücke beträgt laut 
Durchschnittswerten 32 Prozent). Die Witwenrente, 
die plakativ als »Hilfe für die arme Witwe« dargestellt 
wird, ist sicherlich eine Antwort auf die gesellschaftli-
che Stimmung – aus der Perspektive der Sozialversiche-
rung ist sie allerdings nicht notwendig, weil es ja schon 
die Familienrente gibt. Außerdem zeigen Untersuchun-
gen, dass die Mehrheit der Witwen und Witwer im Falle 
des Todes des Ehepartners bzw. der Ehepartnerin aus-
reichend abgesichert ist und über das häufig gemeinsam 
erwirtschaftete Eigentum in Form einer Wohnung ver-
fügt – sie sind also nicht in besonderem Maße armuts-
gefährdet. Darüber hinaus wird die Witwenrente nur 
verheirateten Personen zuerkannt, aber nicht mehr im 
Falle einer Scheidung. Wenn die betreffende Person wie-
der heiratet, erhält der/die neue Ehepartner/in das Recht 
auf Witwenrente. Des Weiteren wurde keine Proportio-
nalität eingeführt, d. h. die Dauer der bestehenden Ehe 
wird nicht mitberücksichtigt.

Eine Herausforderung, auf die die aktuelle Regie-
rung nicht nur keine Antwort gibt, sie vielmehr noch ver-
größert, ist der wachsende Anteil von Selbständigen am 
Arbeitsmarkt. Untersuchungen auf der Basis der Euro-
pean Working Condition Surveys bestätigen, dass Polen 
zu den EU-Staaten mit einem der höchsten Anteile der 

sogenannten Scheinselbständigkeit gehört. Sehr häufig 
bevorzugen Arbeitgeber einen beitragsfreien Beschäfti-
gungsvertrag, um die Arbeitskosten zu optimieren. Die 
Untersuchungen zeigen, dass Selbständige, die durch-
schnittlich doppelt so hohe Einnahmen wie Personen 
mit einem Arbeitsvertrag haben, durchschnittlich nur 
halb so viele Abgaben zahlen. Nach fünfeinhalb Jah-
ren Vergünstigungen wird eine Pauschalabgabe erho-
ben: Unabhängig von den erzielten Einnahmen wird sie 
von 60 Prozent des landesweiten Durchschnittseinkom-
mens bezahlt, d. h. von einer Summe, die nur zehn Pro-
zent höher ist als der Mindestlohn. Im Ergebnis zahlen 
Personen mit höherem Einkommen weniger in das Sys-
tem ein und der Staat wird in Zukunft Zuzahlungen zu 
ihrer Grundrente tätigen, denn das angehäufte Renten-
kapital wird nicht ausreichen, um eine Rente über dem 
Grundrentenniveau zu erlangen. Die aktuelle Regierung 
strebt nicht an, diese Situation in Ordnung zu bringen, 
vielmehr führte sie auf Druck des wirtschaftslibera-
len Flügels sogenannte »Ferien von der Sozialversiche-
rungsanstalt« für Selbständige ein. Das bedeutet, dass 
nahezu jeder selbständig Tätige einen Monat im Jahr 
keine Abgaben zu zahlen braucht. Das übernimmt der 
Staat für ihn, indem er Steuern dafür einsetzt.

Ein weiteres ungelöstes Problem ist, dass bei einem 
großen Teil der sogenannten zivilrechtlichen Verträge 
(Werkverträge, ein Teil der Dienstleistungsverträge) 
überhaupt keine Beiträge abgeführt werden. Die Bei-
tragserhebung ist jedoch einer der Meilensteine des Lan-
desaufbauplans (Krajowy Plan Odbudowy). Die Regie-
rung formuliert angesichts der Forderung der EU nach 
einer Beitragserhebung: »Polen schlägt eine alternative 
Reform im Zusammenhang damit vor, dass die gegen-
wärtige Struktur unterschiedlicher Beschäftigungsver-
hältnisse in Polen mit Blick auf die Rentenversicherung 
keine starke Differenzierung der Arbeitnehmer bewirkt.« 
Im Tausch gegen den Verzicht auf die volle Beitragser-
hebung bei den oben genannten zivilrechtlichen Verträ-
gen, welche die EU fordert, schlägt die polnische Regie-
rung u. a. vor, die Jahre der Berufstätigkeit im Rahmen 
von Dienstleistungsverträgen in Zukunft zur Beitrags-
basis hinzuzuzählen sowie die Staatliche Arbeitsaufsicht 
zu stärken. Die Arbeitsaufsicht ist zurzeit unterfinan-
ziert und leidet an Personalmangel, so dass eine Verein-
heitlichung der Beitragszahlungen eher zu ihrer Entlas-
tung beitragen würde, was am besten geeignet scheint, 
sie zu stärken.

Im Jahr 1999 hat Polen die Art und Weise der Ren-
tenberechnung dahin gehend geändert, dass jeder nicht 
bezahlte Beitrag negative Folgen hat. Man sollte also 
Situationen vermeiden, dass Beiträge nicht abgeführt 
werden. Das alte System hatte solche »Fehler« verziehen, 
das heutige nicht. Die Beitragserhebung für zivilrecht-
liche Verträge, die Vereinheitlichung der Beitragserhe-
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bung für Selbständige, die Ermunterung, eine Arbeit 
aufzunehmen, anstatt die zukünftige Rente des Ehe-
manns zu versprechen, oder die Diskussion über die 
Anhebung des Renteneintrittsalters, zumindest bei den 
Frauen, zu beginnen, scheint dringend geboten. In Zei-

ten des Populismus ist es leider schwieriger, langfristige 
und breit angelegte Reformen durchzuführen.

Übersetzung aus dem Polnischen: Silke Plate

Über die Autorin
Dr. Janina Petelczyc ist Dozentin am Lehrstuhl für Sozialversicherungen der SGH Warsaw School of Economics, War-
schau (Szkoła Główna Handlowa – SGH, Warszawa). Sie ist Mitglied der Beratergruppe der Europäischen Aufsichts-
behörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung (EIOPA).

STATISTIK

Indizes zum polnischen Rentensystem

2022 2030 2040 2050 2060 2070

Faktor der demographischen Belastung  
( 65+ / 20–64) 31,9 37,6 42,3 55,4 66,0 63,7

% des BIP, die für das Rentensystem ausgegeben werden 10,2 11,3 10,6 10,7 10,6 10,1

% des BIP, die für die Grundrente ausgegeben werden 0,1 0,1 0,4 1 1,6 2

Rentenhöhe (%)  in Relation  zum letzten Gehalt 58 47 32 27 27 27

Tabelle 1: Demographische Prognose, Rentenausgaben und Rentenhöhe in Relation zum letzten Gehalt,  
2022–2070

Quelle: Berechnungen der Autorin Janina Petelczyc auf der Grundlage von: Strzelecki P., Stachura J., (2023), 2024 Ageing Report Poland – Country Fiche, 
Directorate-General for Economic and Financial Affairs.

Grafik 1: Anteil der Personen, die ihre Rente nach dem neuen bzw. alten System beziehen (%)

Quelle: Berechnungen der Autorin Janina Petelczyc auf der Grundlage von Portal Statystyczny ZUS [Statistisches Portal der Sozialversicherungsanstalt]. 
www.pzs.zus.pl
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Grafik 2: Anzahl der Personen, die eine Rente unterhalb der Grundrente beziehen (in Tausend)
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Quelle: Berechnungen der Autorin Janina Petelczyc auf der Grundlage von Portal Statystyczny ZUS [Statistisches Portal der Sozialversicherungsanstalt]. 
www.pzs.zus.pl

Quelle: Berechnungen der Autorin Janina Petelczyc auf der Grundlage von Portal Statystyczny ZUS [Statistisches Portal der Sozialversicherungsanstalt]. 
www.pzs.zus.pl

Grafik 3: Anzahl der Ausländer im polnischen Rentenversicherungssystem nach Staatsangehörigkeit 
(Stand: 31.10.2024)
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CHRONIK

4. – 17. März 2025
04.03.2025 Das Ministerium für Familie, Arbeit und Sozialpolitik teilt mit, dass laut Berechnungen von Eurostat die 

Arbeitslosenquote in Polen im Januar 2,6 Prozent betrug (EU 5,8, Prozent; Eurozone 6,2 Prozent). Das sind 
0,1 Prozentpunkte weniger als im Dezember 2024 und 0,4 Prozentpunkte weniger als im Januar 2024. Nach 
Angaben des Statistischen Hauptamtes (Główny Urząd Statystyczny – GUS) wies Polen Ende Januar 2025 eine 
Arbeitslosenquote von 5,4 Prozent auf.

05.03.2025 Katarzyna Pełczyńska-Nałęcz, Ministerin für Regionalfonds und Regionalpolitik, gibt die Zustimmung der 
Europäischen Kommission bekannt, im Rahmen des Landesaufbauplans (Krajowy Plan Odbudowy) einen 
neuen Fonds für Sicherheit und Verteidigung mit einem Umfang von 30 Mrd. Zloty (ca. 7,16 Mrd. Euro) zu 
bilden. Die Mittel sollen in die Forschung zur Verteidigung und die heimische Rüstungsindustrie fließen sowie 
der Selbstverwaltung z. B. für den Bau von Schutzräumen und Straßen zugutekommen.

06.03.2025 Nach neuesten Angaben des Ministeriums für Familie, Arbeit und Sozialpolitik sind seit 1. Januar 504.000 
Anträge auf Witwenrente eingegangen. Die Witwenrente wurde von der aktuellen Regierung eingeführt. Sie 
kombiniert die Rentenzahlung des/der hinterbliebenen Angehörigen mit einem Anteil der Rentenzahlung des/
der Verstorbenen. Die Auszahlung soll am 1. Juli beginnen.

07.03.2025 Das Innenministerium teilt die Verlängerung des Aufenthaltsverbots im polnisch-belarusischen Grenzgebiet 
um weitere 90 Tage ab dem 10. März mit, um Menschenschmuggel und unkontrollierter Immigration entge-
genzuwirken, die u. a. von den Regierungen in Russland und Belarus befördert werden. Das erste Verbot wurde 
im Juni 2024 verhängt. Das gesperrte Gebiet umfasst eine Distanz von 200 bis 4.000 Meter bis zur Grenze. 

09.03.2025 In einem Interview für den französischen TV-Sender LCI sagt Präsident Andrzej Duda auf die Frage nach 
Entsendung von Soldaten in die von Russland angegriffene Ukraine, Polen sei möglicherweise derjenige Part-
ner, der davon befreit sein könnte, und verweist auf die militärisch-logistische Unterstützung Polens für die 
Ukraine. Außerdem könne im Falle einer Entsendung die Lage Polens in direkter Nachbarschaft zu Russland 
von der russischen Propaganda negativ für die NATO ausgelegt werden. 

10.03.2025 Innenminister Tomasz Siemoniak empfängt in Warschau den Innenminister Italiens, Matteo Piantedosi. Das 
Treffen dient dem Austausch über unkontrollierte Immigration an den EU-Außengrenzen der beiden Länder. 
Vereinbart wird eine engere bilaterale Abstimmung bei diesem Thema im Rahmen der EU. 

13.03.2025 In einem Interview für die britische Tageszeitung Financial Times spricht sich Präsident Andrzej Duda dafür 
aus, Nuklearwaffen in Polen zu stationieren und zeigt sich offen für das Programm der nuklearen Teilhabe 
unter Federführung der USA sowie den Vorschlag des französischen Präsidenten Emmanuel Macron, einen 
nuklearen Schutzschirm aufzuspannen. Mit der US-Administration habe er bereits 2022 über diese Möglich-
keit gesprochen, sagt Duda.

13.03.2025 Verteidigungsminister Władysław Kosiniak-Kamysz empfängt in Warschau seine litauische Amtskollegin, 
Dovilė Šakalienė. Themen der Gespräche sind das Schutzschild Ost und die baltische Verteidigungslinie, die 
die Europäische Union zur Sicherung ihrer östlichen Außengrenze im Zusammenhang mit dem russischen 
Angriffskrieg gegen die Ukraine vorantreibt. Kosiniak-Kamysz teilt mit, dass Polen vom 1. April bis 31. Juli 
die Überwachung des Luftraums der baltischen Staaten ausüben wird. Die polnische Armee wird dafür vier 
F-16-Kampfjets und 150 Soldaten, die in Litauen stationiert werden, stellen. 

14.03.2025 Verteidigungsminister Władysław Kosiniak-Kamysz nimmt an der von Großbritannien initiierten Videokon-
ferenz zur aktuellen Lage im russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine teil. Teilnehmer sind u. a. führende 
Vertreter europäischer Staaten, der Türkei und Kanadas. Auf der Pressekonferenz im Anschluss sagt Kosiniak-
Kamysz, man habe die Gespräche zwischen der Ukraine und den USA in Dschidda (Saudi-Arabien) Anfang 
der Woche über einen Waffenstillstand begrüßt. Er betont die einhellige Bereitschaft, die Ukraine weiter zu 
unterstützen sowie wirtschaftlichen und politischen Druck auf Russland auszuüben, um einen gerechten Frie-
den zu ermöglichen. Das Ziel, die Verteidigungsausgaben in der Europäischen Union zu erhöhen, führe nicht 
dazu, dass der Partner USA ersetzt werde. Vielmehr würden dadurch die Präsenz und das Engagement der 
USA in Europa aufrechterhalten.

17.03.2025 Außenminister Radosław Sikorski ruft nach einem Treffen der EU-Außenminister in Brüssel die Opposition 
in Polen dazu auf, ihre engen Kontakte zur ungarischen Regierung von Viktor Orbán zu nutzen, um die Blo-
ckadehaltung Ungarns im Europäischen Parlament gegenüber dem Beginn der EU-Beitrittsverhandlungen 
mit der Ukraine zu lösen.

Sie können die gesamte Chronik seit 2007 auch auf http://www.laender-analysen.de/polen/ unter dem Link »Chronik« lesen.

http://www.laender-analysen.de/polen/
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